
NEIN zum Massnahmenpaket zugunsten der Medien

Das Massnahmenpaket – ein Mantelerlass 
mit einem komplett neuen Gesetz 

Revision des Bundesgesetzes über Radio und Fernsehen (RTVG)
• Gebührensplitting
• Massnahmen für alle Medien

Revision Postgesetz (PG) 
• Posttaxenverbilligung
• Fühzustellung abonnierter Zeitungen (inkl. Sonntagszeitungen)

Neues Bundesgesetz über die Förderung von Online Medien (BFOM) 
• Subvention max. 60% des anrechenbaren Umsatzes
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Ausgangslage (I)

Der Rückgang 

ist nicht eine Frage 

des Geldes, sondern 

sich abwendender 

Abonnenten und 

neuer, attraktiverer 

Angebote!
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Ausgangslage (II)

Zum Vergleich: Teuerung 

LIK 2010 – 2021: + 0.3 %
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Medienvielfalt = Meinungsvielfalt?
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Übersicht über die neuen Subventionen

Die bestehenden 

Subventionen 

bleiben bei 

einem NEIN 

bestehen.
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Übersicht über die neuen Subventionen

Zusätzlich profitieren die Medien jährlich von einem ermässigten Mehrwertsteuersatz 130 Mio.

Damit finanziert der Steuerzahler die Medien jährlich (ohne SRG Gebühren) mit 417 Mio.

Über 7 Jahre fliessen damit rund 3 Mia. Franken Steuergelder zu den Medien!
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Grundsätzliche Ablehnung

Die Vorlage muss nicht in ihre Einzelteile zerlegt werden, da sie als Ganzes nicht überzeugt.

• Das Massnahmenpaket ist aus grundsätzlichen Überlegungen abzulehnen. Es ist ...
• verfassungspolitisch inakzeptabel
• staats- und demokratiepolitisch schädlich
• wettbewerbspolitisch diskriminierend

• Medienpolitisch setzt das Massnahmenpaket falsche Anreize, weil ...
• primär die Grossen profitieren
• bestehende Monopole zementiert werden
• Innovation und private Initiative behindert wird
• Gratismedien völlig willkürlich ausgeschlossen werden
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Ein Gesetz speziell für die Kleinen?

Am 2. Dezember sagte Bunderätin Sommaruga im Echo der Zeit und in der Tagesschau: 
«Diese Vorlage machen wir in erster Linie für die kleinen und mittleren Verlage.»

• Was ist von dieser Aussage zu halten? 
• Sind die kleinen und mittleren Verlage wirklich die Gewinner                                                                 

des neuen Medien-Subventionsgesetzes? 
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Machen wir den Faktencheck (I)

Früh- und Sonntagszustellung (+40 Mio.)
Mit dem Massnahmenpaket sollen neu 40 Mio. für die Vergünstigung der Früh- und 
Sonntagszustellung ausbezahlt werden. Da die allermeisten kleinen und mittleren               
Verlage aber weder das eine noch das andere haben, gehen diese 40 Mio. praktisch 
vollständig an die vier grossen Medienkonzerne.
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Posttaxenverbilligung (+20 Mio.)
Die bestehende Posttaxenverbilligung soll von 30 auf 50 Mio. Franken erhöht werden.          
Da aber gleichzeitig die bestehende Obergrenze von 40'000 Exemplaren und von               
100'000 Exemplaren bei Kopfblättern aufgehoben wird, greifen neu auch die 
Medienkonzerne mit ihren grossen Auflagen in diesen Topf. 

Konkret würden damit neu auch die auflagenstarken Zeitungen unterstützt, z.B.                           
die NZZ, der Blick oder der Tages-Anzeiger! 

Machen wir den Faktencheck (II)
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Förderung Online-Medien (+30 Mio.)
Diese Förderung ist auf Online-Medien beschränkt, die Publikumseinnahmen erzielen. 
In der Praxis bestehen aber kaum Bezahl-Plattformen, die von kleinen und mittleren                
Verlagen betrieben werden. Denn 
solche Angebote sind für diese zu 
teuer und ihr Zielpublikum zu 
begrenzt. 

Der weitaus grösste Teil der 
Subventionen fliesst also auch 
hier in die Taschen der Grossen.

Nur die grün markierten 
Plattformen erhalten 

Subventionen

Machen wir den Faktencheck (III)
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Gebührensplitting Radio und TV (+28 Mio.)
Als nächste Kasse wird das Gebührensplitting geöffnet, aus der zusätzlich bis 28 Mio. 
Franken an regionale TV- und lokale Radio-Stationen verteilt werden sollen. Auch hier  
braucht es keine lange Begründung, weshalb diese Gelder ebenfalls zu den Grossen  
fliessen. Kleine und mittlere Verlage verfügen schlicht nicht über entsprechende 
Konzessionen. 

Radiosender und               
TV-Stationen von               

CH Media 

(nur die Sender mit 
Leistungsauftrag sind 

subventionsberechtigt)

Machen wir den Faktencheck (IV)
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Massnahmen für alle Medien (+25 Mio.)
Schliesslich stehen neu 25 Mio. für allgemeine Massnahmen für alle Medien zur Verfügung. 
Dazu zählt insbesondere die Unterstützung von Nachrichtenagenturen und die Aus- und 
Weiterbildung. 

Finanzielle Unterstützung erhält auch der Presserat als Selbstregulierungsorgan der 
Medienbranche. 

Weiter sollen elektronische Medien unterstützt werden, wenn sie zusammen in 
IT-Infrastrukturen investieren. 

All diese Massnahmen nützen kleinen und mittleren Verlagen wenig bis nichts. 
Geld sehen sie auch hier nicht.

Machen wir den Faktencheck (V)
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Im Überblick zeigt sich 
eindrücklich, wohin die 
zusätzlichen Mittel aus        
dem Massnahmenpaket 
zugunsten der Medien 
fliessen.

Machen wir den Faktencheck (VI)

Ermässigung Früh- und 

Sonntagszustellung (40 Mio.)

Posttaxenverbilligung 

abonnierte Zeitungen (20 Mio.)

Lokalradios und Regional-TV 

(bis 28 Mio.)

Förderung Online-Medien 

(30 Mio.)

Allgemeine Förder-

Massnahmen (25 Mio.)

Anteil Grossverlage (in Mio. Fr.)

Anteil kleine und mittlere Verlage

40 Mio.

30 Mio.

20 Mio.

10 Mio.

0 Mio.

Wer erhält wieviel von den neuen Subventionen 
aus dem Massnahmenpaket zugunsten der Medien?
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Bei einem NEIN bleiben die 

bestehenden Subventionen von 

53 Mio. pro Jahr bestehen. 

Diese gehen weiterhin 

mehrheitlich an die kleinen 

und mittleren Verlage.
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Direkte Medienförderung – ein Verfassungsbruch
• In Artikel 93 BV heisst es unmissverständlich, dass der Bund ausschliesslich Radio 

und Fernsehen unterstützen darf – also weder Presse- noch Internetangebote und 
schon gar nicht über direkte Fördermassnahmen. 

Verfassungswidrig!
• Das Paket führt zu Wettbewerbsverzerrungen zu Lasten der kleinen Anbieter ohne 

Bezahlschranke, was Prof. Paul Richli (Uni Luzern) als verfassungswidrig beurteilt. 
• Das Subsidiaritätsprinzip ist mit Blick auf die Wirtschaftskraft der Hauptprofiteure 

klar verletzt. 

Weko mit klarem Urteil: 
• Die Wettbewerbskommission (Weko) geisselt die direkte Geldverteilung an die 

Medien als «verfassungswidrig», «wettbewerbsverzerrend» und «ineffizient». 
Sie beantragte dem Bundesrat, den Ausbau der Subventionen «vollumfänglich» zu 
streichen. 

Eindeutig verfassungswidrig!
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Direkte Subventionen 
machen abhängig, erst recht, wenn diese auf 7 Jahre beschränkt sein sollen. Die Verlage 
werden alles daran setzen, sich mit der Politik gut zu stellen, damit sie auch nach 7 Jahren 
noch mit Steuergeld subventioniert werden.

Indirekte Subventionen
Allein schon der Verdacht auf Abhängigkeit – der bei jährlich über 400 Mio. Subventionen 
nicht abwägig ist – zerstört das Vertrauen in die Medien. Vertrauen wäre eigentlich die 
wichtigste Ressource der Medien.

Ein Erfahrungsbericht aus der Landwirtschaft (St.Galler Tagblatt, 14.06.2021)
Nationalrat und Bauernpräsident Markus Ritter stimmte im Parlament Ja. 
Im St.Galler  Tagblatt sagte er aber, dass er selber die Bedenken teile, 
dass der Staat Einfluss auf die Medien nehmen könnte:
«Wer dies nicht glaubt, kann die heutige Situation der Schweizer 
Landwirtschaft anschauen.» 

4. Gewalt im Staat – wie lange noch?
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Kumpanei und Anbiederung 
Fallbeispiele kennen wir alle. Ein ganz krasses Beispiel 
dokumentiert das Bild von BR Alain Berset und Marc 
Walder (Ringier CEO). Es zeigt die beiden besten 
Freunde bei der Lancierung eines neuen Ringier-Heft-
chens, in dem BR Berset gross abfeiert wurde. Wofür 
Berset dann wiederum einen Werbespot für das neue 
Ringier-Produkt machte....

4. Gewalt im Staat – wie lange noch?

Radio SRF 1, 
Nachrichten vom 03. Januar 2022

«Walders Aussage ist Gift für das 
wertvollste Kapital der freien Presse: 
ihre Glaubwürdigkeit.»
Michèle Binswanger am 3.1.2022 
im Newsnetz von Tamedia

... und dann noch das!
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Über Jahrzehnte waren die Einnahmen aus Stelleninseraten, Immobilien- und Wohnungs-
inseraten oder aus dem Automarkt wichtige Ertragsquellen der Tageszeitungen. Die 
finanzgetriebenen Zürcher Medienkonzerne lagerten diese Erträge in eigenständige Firmen 
aus, sogenannte Online-Marktplätze. Damit fehlen den gedruckten Zeitungen heute diese 
Einnahmen auf der Ertragsseite. Während mit den Online-Portalen das ganz grosse Geld 
gemacht wird, klagen deren Besitzer als Verleger nun über nicht mehr rentierende Zeitungen. 

Ende August 2021 haben Ringier und TX Group ihre bekannten Online-Marktplätze wie 
Homegate, Ricardo, tutti oder Scout24 in ein neues, gemein-
sames Digitalunternehmen eingebracht. Der Wert des neuen 
Unternehmens beträgt 2.7 Mrd. Franken. 
Insgesamt spülte die Transaktion allein der TX Group 
270 Mio. Fr. in die Kassen, die Hälfte davon in bar. 

Verleger bluten ihre Zeitungen aus!

Mit einem Aktienanteil von 69% profitierte 
allein die Besitzerfamilie Supino/Coninx mit 
einem steuerfreien Vermögenszuwachs von 

über 500 Millionen Franken in 2 Wochen.

Aktienkursentwicklung 
TX Media 2021
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Die geplanten Subventionen sind zutiefst unsozial. Von ihnen profitieren nur Gesellschafts-
schichten, die sich ein Zeitungs- oder Online-Abonnement leisten können. In der Schweiz 
sind nur 17% der Bevölkerung bereit, für News zu bezahlen (Qualitätsbuch Medien 2021).

Zudem wird dem Nutzer- und Leseverhalten der jungen Generation in keiner Art und 
Weise entsprochen. Das ist Gift für die Einbindung der kommenden Generation in die 
politische Willensbildung und Mitwirkung. 

Auch Gratis-Zeitungen werden völlig 
willkürlich von den Subventionen 
ausgeschlossen. 
Dafür wird der BLICK 
neu mit Steuergeldern 
unterstützt!

Abonnementszwang:
gegen die Jungen gerichtet und unsozial 

subvention
sberechtig

t

von Subventionen ausgeschlossen
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Staatlich finanzierte Medien verlieren ihre Wächterfunktion gegenüber Politik und 
Verwaltung. 

Subventionen fördern zudem die inhaltliche Schwächung der Medien. Der Konzern-
journalismus, bei dem vom Bodensee bis zum Genfersee 
dasselbe geschrieben wird, führt zu einem staatspolitisch 
gefährlichen Einheitsbrei. 

Laut einer Studie der Universität Zürich stieg der Anteil an 
Medienbeiträgen, die gleichlautend in mehreren Zeitungen 
erschienen sind, von 2018 bis 2020 von 10 auf 21 Prozent. 

Diese Entwicklung geht weiter und schadet der 
Demokratie. Sie darf durch Subventionen nicht noch 
weiter gefördert werden. 

Einheitsbrei statt Wächterfunktion!

Übersicht über die Titel der 
TA-Media Gruppe
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Sie wissen was richtig und falsch ist,
unglaubwürdige Botschaften der Verleger!
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Stimmen Sie NEIN, gemeinsam mit allen 
Präsidenten der bürgerlichen Parteien

Die Parteipräsidenten aller bürgerlichen 
Parteien sagen NEIN zum Mediengesetz.....  gemeinsam mit über 90 Bundesparla-

mentarierinnen und –parlamentariern. 
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Meinungsumfragen dokumentieren einen 
erfreulichen Trend zum NEIN

Was für ein Trend!
Die SRF-Umfrage von Ende Jahr wies noch ein Unentschieden aus. Die neuste Umfrage von 
TAMEDIA von Anfang Januar zeigt das NEIN schon mit einem deutlichen Vorsprung. Unsere 
Erwartung, dass das Stimmvolk mit zunehmendem Wissensstand NEIN stimmt, bewahrheitet 
sich eindrücklich. Wir bleiben am Ball.

Anfang Januar 2022

Ende Dezember 2021
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Ein NEIN für Meinungsfreiheit, Medien-
vielfalt und gegen Medienmonopole


